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Der AGFW begrüßt die gesetzgeberische Initiative zur Beschleunigung des Ausbaus 

klimaneutraler Wärmeversorgung ausdrücklich. Damit die angestrebten 

Beschleunigungsaspekte auch für Wärmeleitungen wirksam werden, ist die im Folgenden 

dargestellte Anpassung dringend erforderlich. Ansonsten droht sich die 

Genehmigungssituation für Wärmeleitungen zu verschlechtern. Im Folgenden beziehen wir 

uns auf § 8 des oben genannten Gesetzes und bitten um entsprechende Anpassung.  

 

 Problem:  

- Durch die Nennung von Nummer 19.8 der Anlage 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung entstehen Rechtsunsicherheiten und ggf. 

Verzögerungen. Die drohenden Rechtsunsicherheiten entstehen, weil mit 19.8 

Anlage 1 des UVPG Wasserleitungen erfasst werden und fraglich ist, inwieweit 

Wärmeleitungen hiermit angesprochen werden. Sollten Wärmeleitungen hiermit 

erfasst sein, würde dies zu einer Verschlechterung des Status quo führen, da dann 

sämtliche Projekte zwischen 2 km und 5 km Leitungslänge dem 

Planfestellungsverfahren unterliegen würden. Bisher können diese Leitungen ohne 

Planfestellungsverfahren gebaut werden. Diese Verzögerung würde dem 

Gesetzeszweck widersprechen, zusätzlich würde ein erheblicher Mehraufwand 

bei Behörden entstehen.   

Lösung: 

- Streichung des Bezugs auf 19.8, damit der Bau von Leitungen mit einer Länge  

zwischen 2 und 5 km weiterhin ohne Planfestellungsverfahren erfolgen kann  

- Damit erneuerbare Projekte (unabhängig von der Länge) ebenfalls von der 

Planungsbeschleunigung profitieren können, die wiederum durch den allgemeinen 

Bezug in § 8 zum EnWG hergestellt wird, sollte ein gesetzlicher Anspruch zur 

freiwilligen Teilnahme an einem Planfestellungsverfahren geschaffen werden.  

Begründung:  

- Gerade bei großen Projekten kann das Planfestellungsverfahren als Trägerverfahren 

fungieren. Dadurch werden Genehmigungen zusammengefasst und behördliche 

Ressourcen gebündelt. 

- Kleinere Projekte benötigen entschieden weniger Genehmigungen, sodass ein 

verhältnismäßig umfangreiches Planfestellungsverfahren zu Mehraufwand sowohl auf 

Seite des Antragstellers als auch auf behördlicher Seite führen würde.  
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Formulierungsvorschlag für § 8 Abs. 1 GeoBG: 

(1) Die Errichtung, der Betrieb sowie die Änderung solcher Wärmeleitungen, die der 

Anlage 1 Nummer 19.7 oder Nummer 19.8 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 

2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 

(BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

unterfallen, bedürfen der Planfeststellung durch die nach Landesrecht für Verfahren 

nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 

(BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 

2025 (BGBl. 2025 I Nr. 51) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

zuständigen Behörde, sofern nach den §§ 7 bis 14 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung eine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Besteht eine solche Verpflichtung nicht, so 

bedarf das Vorhaben der Plangenehmigung durch diese Behörde. § 65 Absatz 2 Satz 

2 bis 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ist anzuwenden. Besteht 

nach Satz 1 oder 2 die Pflicht zur Planfeststellung oder Plangenehmigung nicht, kann 

unabhängig von der Herkunft der Wärme auf Antrag des Trägers des Vorhabens die 

für das Verfahren nach Abs. 1 Satz 1, zuständige Behörde die Errichtung, den Betrieb 

sowie die Änderung von Wärmeleitungen im Planfeststellungsverfahren oder 

Plangenehmigungsverfahren zulassen. 
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